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I ZR 48/52

Verkiinde+t
am 25, QOktober 1652

Grunaw, Justizobersekretiar
als Urkundsbeamter der -
Geschéftsstelle

Im Namen des. Vol kes

In dem Rechisstreit

der Firma H UINENNEEEER & C ¢ - in HodlllEe .
VEER:stroBc B (21leiniger Irhaber Rolf F—‘

Beklagien und Revisicnskldgerin,
ProzeBbevm lmdchtigter: Rechtsanwalt Dr. COEEER -

gegen‘

die Offene Handelsgesellschafi R {jjj i & R o N
in HoyllRe . Hconmmmmstrate G,

Kidgerin und Revisicrnsbeklagte,
Prozefbevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. NllNER -

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtsheis auf die
miindiiche Verhandlung vcm 25: Cktcrer 2952 unter Mitwir- : H

kung der Bundesrichter Frcf. Dr.Lindenmaler. Dr.Heidenhain,
Schmidt, Wilde und DraBenksrd

fﬁr Recht erkannt:

Auf die Revision der Bekliaglten werden die Urteiie der _ 5
4. Zivilkammer des Landgerichts in Hannover vem 14,

April 1951 und des 8- Z-";_Nenats des Oberlandesge- "

richts in Celle vom 18. Janusr 1952 aufgehoben.

~Die Klage wird sbgewiesen. . .
- : Die Kosten des Rechtssireits werden der Xlidgerin auf-
erlegt.

Veon Rechbs wegen

JOR




Matthias Prinz

4 5echtsanwalt WWW. BH
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.gewlesen. Es hat die Revision zugelassen. Die Beklagte

vielmehr meist durch Einbau in das Eigentum der Bauherren

ihrer allgemeinen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen
fiir sich. Die Bedingungen seien'wegen VerstoBes gegen
die guten Sitten nichtig. zum mindesten sei die in ih-

nen zugunsten der Beklagten vcorgesehene Vorausabtretung f
unwirksam, weil die im vcraus abgetretene Forderung nicht 3
hinreichend bestimmbar sei. ' :

Die Beklagte ist dem entgegengeireten und hat bean-
tragt. die Klage abzuwelsen.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das
Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklagten zuriick-

erstrebt mit der Revision die Abweisung der Klage. Die
Kldgerin bittet, die Revision zurilickzuweisen.

Entscheidungsgriinde:

Das Berufungsgericht hat ausgerfiihrt., nach Ziff 14
der Verkesufs- und Lieferungsbhedingungen der Beklagten .
selen dieser die aus der Verdulerung der von der Beklagten
an Steger gelieferten Waren entstandenen Forderungen im
voraus abgetreten worden. Zine Vorausabtretung sei nuy
rechtswirksam. wenn die abgetretenen Forderungen hin-
reichend bestimmt cder bestimmbar seien. Daran fehle es.
Die XKlausel der Ziff 14 sel bereits an sich unklar. Ste-
ger habe die von der RBeklagten bhezogenen Waren nicht
einzeln an die Bauherren weiterverzullert, die Waren seien

iibergegangen. Schon deshalb sei zweifelhaft, ob iberhaupt
von einer aus "VerduBerung'" entstandenen Forderung ge-
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sprochen werden konne. Lege man den Begriff "VerduBerung"”
aber so weit aus, daB er auch die Sachen mit umfasse; die
.durch den Einbau Eigentum des Bauherrn geworden seiengbso
bleibe der Umfang der Abtretung euch d ann unklar, Die

Forderung SR zegen KR sctze sich aus drei

Faktoren zusammen, nimlich erstens aus dem VWert der von

der Beklagten gelieferten Waren, zweitens aus dem Ge-
schidftsgewinn SUJJ und drittens aus der Vergitung
SENEER fir seine Installationsarbeiten. S habe
mit KR cinen einheitlichen Festpreis verein-
bart gehabt. Eine Vcllabtretung. also eine Abtretung
der ganzen aus den drei Faktoren zusammengesetzteh For-
derung sei in Ziff 14 nicht hinreichend zum Ausdruck ge-
kommen, Sie kOnne nach dem Sinn und Zweck der Abmachungen
auch nicht gemeint gewesen_séino Sie wdre Uberdies unzu-
léssig gewesen, weil sie S| dann in seiner wirtschaft-
lichen Bewegungsfreiheit zu stark eingeengt hiztte, Eine
etwaige Abtretung der Forderung S nur in Hohe des
Wertes der von der Beklagten gelieferten Waren und des
Geschiftsgewinns SR wire unwirksan gewesen, weil sie
zu unbestimmt geviesen wire. Die the‘einer soclchen For-
derung lasse sich nimlich nur schwer ermitteln. Somit
’bleibe'nur die dritte Mbglichkeit librig, ndmlich eine
Vorausabtretung nur in Hoéhe des Wertes der von der Be-
klagten gelieferten Waren. Aber auch wenn die Ziff 14

in dieser Weise zu verstehen sei. ergiben sich Unklar-

heiten und besitze die Beklagte aus der Vorausabtretdng
keine Rechte. Die Beklagte habe an SUNMER im ganzen Waren
im Werte von 16.376.13% DIl geliefert. Davon sei ein Teil

im Werte von 12.967.26 DM fiir den Bau KESNJENER vcr-
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wendet worden. Da S{jje der Beklagten 1.720,65 DM abge~
zahlt habe, so blieben 11.246,61 DM. Die Forderung S :i
gegen KN have sich jedoch auf 23.789,92 DM belauf
fen, Darauf habe das Hochbauamt fuv Rechnung K—

n SIS Abschlagszablunger. in Hohe von 1nsgesamt 14,40
DM geleistet., Gehe man davon aus, der Beklagten sei der
‘rangerste Teil der Fcrderung S{NEM abgetreten gewesen up
SN habe die Abschlagszahlungen von zusammen 14, 400 D3
als Treuhdnder der Beklagten erhalten, so miisse diese dle
Zahlung der 14.400 DM an SUEMMEP gecen sich gelten lassen
und besitze sie somit aus der Abtretung keine Rechte mehr,
Aber auch wenn man annehmen wollte, die 14.400 DM seien an
' teilsm&Big auf die Forderung der Beklagten von 12.967,26 DM
zu verrechnen., so wlirde der Beklagten von dem hinterlegtén»v
Betrage nicht mehr so viel zustehen, daB sie sich mit Er=
" folg gegen die Xlage wehren kidnne. Die Vorausabtretunglée
daher bereits. so wie sich der vorliegende Fall gestaltet
habe, rechtsunwirksam. Nech der Rechtsauffassung des'Reiéh
gerichts miisse die im voraus abgetretene Forderung im ubr _
gen Tir jeden nur denkbaren Fall so bestimmt bezeichnet seiff
dafl bei einer kiinftigen WeiterverguBerung der Ware sich n'é 
mals ein Zweifel Uber den Umfang der Abiretung ergeben kdnn
Diese Voraussetzung erflille die Klausel der Ziff 14 gedochr
nicht,

Die Revision der Beklagten riigt Verletzung sachlichen
Rechts. Sie fihrt aus, derartige Vorausabtretungen., wie sie
in Ziff 14 der Verkaufs- und Lieferungsbhedingungen vorgese-,

hen seien, entspréchen einem berechtlgten Bedlirfnis der
Wirtschaft. Die Abtretung sei hier auch geniigend bestimmt
und daher rechtswirksam. Die Auffassung des Berufungs-—
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gerichts, die Beklagte milsse sich die an SENNJEP geleisteten
Teilzahlungen von 14.400 DM anrechnen lassen; sei rechtsir-
rig.

Die Riligen der Beklagten greifen durch.

‘Nach § 398 Satz 2 BGB tritt mit dem AbschluB eines Ab- .
tretungsvertrages der neue Gl&ubiger an die Stelle des bis-
herigen. Gem&dB8 § 401 BGB gehen mit der abgetretenen Forderung
die in der Vorschrift ndher bezeichneten Neben- und Vorzugs-
rechte auf den neuen Gl&aubiger iiber., Diesen Verschriften ist
zu entnehmen, daB der Umfang einer abgetretenen Forderung ge-
nligend bestimmt oder bestimmbar sein mufl; denn wenn es daran
fehlt, bleibt unklar., inwieweit die Fcrderung noch dem alten
und.inwieweit sie dem neuen GlHubiger zusteht. Hieriiber mufBl
aber im Interesse der Rechtssicherheit Klarheit vorhanden
“sein. So ist auch in der Rechtsprechung (RGZ 149, 96 /T007)
“und in der Rechtslehre (Enneccerus-Lehmann 1%, Aufl Schuld-

" recht § 78 III 3 S 300) anerkannt, dafl eine Vorausabiretung
" nur rechtswirksam ist, wenn die abgetretene Forderung ge-
niigend bestimmt oder bestimmbar ist. Das ist hier aber ent-
gegen der Auffassung des Berufungsgerichts auch der Fall,

Die Beklagte stiitzt ihren Anspruch auf die Hinterle-
: éungssumme darauf, daB dem mit SUWP abgeschlossenen Ver-
‘V trage ihre allgemeinen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen
Zugrunde gelegen hétten und daB diese in Ziff 14 eine all-
gemeine Vorausabtretung enthielten. Die erwdhnten Be-
i~_dingungen sind ersichtlich dazu bestimmt, die Gesamtheit
der Lieferungsvertrégé der Beklagten in einem weiteren Ge-
biet, nicht nur in dem des Oberlandesgerichts Celle, in
zahlreichen Beziehungen, und namentlich hinsichtlich des
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Eigentumsvorbehaits und der Ersatzabtretung elnheltllch_{
regeln. Somit sind sie "typischer Katur" (RGZ 81, 717; 14'
96 192/; 155, 26 1f§/)3 Dzher sind sie vom Rev181on3ﬂerlck
selbst auszulegen, Dieses ist, weil es swch um die Ausl 2
gung typischer Urkunden handelt, nicht an die Auslegung de

Berufungsgerichts gebunden, es ist v1e‘mehr in der Ausle0}

der Bedingungen frei. Bei der Auslegung typischer Bedlngu;;
hat, wie das Reichsgericht. dem sich der Senat insoweit aﬁ
schlieBt, in stédndiger Rechitsprechung ausgefuhrt hat- (RGZ{‘
81, 117 /I18/19/; 149. 96 /I0Q7; 155, 26 /287), alles Zufdli@
lige des einzelnen Streitfalles beiseite zu bleiben. Die Ag,
legung hat nur aus dem Inhalt der Bedingungen selbst zu erﬁ
folgen Die Umsté@nde des Einzelfalles, auf die die allge—-

meinen Lieferungshedingungen angewendet werden sollen, sihg
fir deren Auslegung selbst gleichgiiltig. Das ist auch in i
der Rechtslehre anerkannt (Flume NJV 1950, 841 ff. 846),
Umstritten ist dagegen. welche rechtlichen Felgen sich ausg
Abtretungen auf Grund aligemeiner tygl chier Verkaufsbe- ;f
dingzungen im Einzelfalle ergeben kinnen. Die neuere Recht- i‘
sprechung des Relchsgericnts (RGZ 155, 28 f£f; Jw 1939, 563f§
DR 1940, 581 ff) hat ausgefiiart., durch eine typische Urkundi
werde nur eine gattungesmifBi

bezeichnete, ndmlich die aus
der Welterverdullerung dex ﬂ971efertcn Ware entstehende For-
derung abgetreten, gleichviel, an wen die Weilterverduflerung
erfolge. Daher sei die abgetretene Forderﬁng nur dann ge-
niigend bestimmbar, wenn kein Fall denkbar sei, in dem ihre
nur gattungsméBige Bezeichnung Anlafl zu Zweifeln geben kon- 4§
ne (RGZ 155, 29). Es geniige nicht, daB die Bestimmbarkeit '
in dem eingelnen zur Entscheidung stehenden Falle ﬂogllch
sei. vielmehr miisse die Bestimmbarkeit der abgetretenen
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Forderung in jedem Palle gewdhrleistet sein, in dem die

" Verkaufsbedingungen denkbarerwelse eingreifen kbonnten.

Die dargelegte Rechtsauffassung des Reichsgerichts ist in
der Rechtslehre angegriffen worden. Insbesondere bekdmpft
sie Plume (NJW 1950, 846,. Er fithrt vor allem aus, das Ge-
richt habe seine Entscheidung auf den zum Erkenntnis stehen-
den Fall vnd nicht auf andere denkbare Fdlle abzustellen.
Jomit komme es nur darauf an. ob eine Forderung. auch wenn
sie auf Grund einer typischen Urkunde im voraus abgetreten
sei, in dem zur Entscheidung stehenden Einzelfall geniigend
bestimmbar sei. Denkhare andere, aber nicht vorliegende Ge-
staltungsméglichkéiten hitten bei der Beurteilung auszu-

- scheiden. Zwar seien allgemeine Lieferungsbedingungen an
-8ich unabhidngig von der Gestaltung des Einzelfalles auszu-
.Yegen. Das beriihre die Frage jedoch nicht, c¢b eine'abgetre—
tene Porderung in dem zur Entscheidung stehenden Einzelfall
eindeutig individualisiert sei. Diese Frage sei auch bei
Porderungen zu priifen. die auf Grund typischer Urkunden ab-
getreten woerden seien. Ergebe'die Untersuchung, daB die
Forderung in dem Einzelfall, ilber den zu erkennen sei, hin-
reichend bestimmt cder bestimmbar sei, so sei die Abtretung
in diesem Fglle rechtswirksam. DaBl die in einer typischen

. Urkunde enthaltene.Abtretungsklausel bel anderen Pallge-
~staltungen versagen konne, sei dann unbeachtlich. Diesen
Ausfiihrungen ist im Ergebnis beizutreten. Die neuere Recht-

- éprechung des Reichsgerichts hat in der Tat zu strenge An-
‘-forderungen an die Bestimmbarkeit der auf Grund typischer
:Urkunden im voraus abgetretenen Forderungen gestéllt° Wie
erwghnt, ist zwar daran festzuhalten. daBl typische Be-
'dingungen unabhiingig von der Gestaltung des Einzelfalls
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"punkten vorzunehmende Priifung fihrt hier zu folgenden Er=

auszulegen SAnd Daq folvf aus ihrem.Wesen. Daher ist bel
Verausabtretungen auf Grund typischer Bedingungen zunschst
zu untersuchen, welche ﬂeden tung einer in einer typlschen:
Urkunde enthaltenen Verausabtiretung zuf Grund einer obgek;
tiven Auslegung. bel der die Zufalligkeiten des Elnzelf111
aulBler acht gelassen werden. zukommt. /tn der Hand des auf f
diese Weise gewcnnenen Ergebnisses von der Bedeutung der A
tretungsklausel ist dann weiter zu priifen, ob die in der
typischen Abtretungsklausel, so wie diese nach der gekenn
zelchneten Auslegung zu verstehen ist, enthaltene al;gé—-
meine Verausabtretung die im Finzelfall in Rede stehende

Forderung mit umfaflt. Bel Bejahung der Frage ist dann zu

priifen; ob diese Forderung unter Beriicksichtigung des Er- .
gebnisses der obigen Untersuchungen genligend bestimmt odg“
bestimmbar ist. Die unter diesen verschiedenen Gesichts-

gebnissen: Die Art des GeschBftes der Beklagten bringt es
mi%t sich, daB sie insbesondere Installateufe beliefert,
die die von ihr bezecgenen Waren nicht auf Grund von Kauf-
vertragen nur weiter verkaufen, scndern die Werklieferungs
vertrédge abschlieflen und zur Herstellung des ilibernommenen
Werks die ihnen ven der Beklagten elieferten Waren mit-
verwenden., Diesen wirtschaftlicihen Gegebenheiten tragen
die typischen Bestimmungen der Ziff 14 der allgemeinen
Verkaufs- und Lieferungsbedingungen der Zeklagten Rechnung
Sie sehen vor. daB der Kunde die Verbehaltsware bearbeitet
oder verarbeitet und daB er sie "verduflert, gleich in
welchem Zustande". Veon der Kléusel werden somit auch die
Fédlle der VerduBerung der Vorbehaltsware im verarbeiteten

~12.




- 12 -

Zustande erfa3t. Eine sinhgeméﬁe Auslegung der Vertragsbe-~
stimmung unter Berilicksichtigung der oben dargelegten, flr
typische Urkunden geltenden Auslegungsgrundsétze ergibt
welter, daB von der Klausel auch diejenigen Fdlle ergriffen
werden, in denen der Kunde die Verbehalisware éls Unterneh-
mer bei der Ausfihrung von Werklieferungsvertrdgen als
Stoff (§ 651 BGB) verwendet. das gefertigte Werk darauf dem
Besteller ﬁbergeben und eine Forderung auf die Vergiitung
aus dem Vertrage gegen ihn erworben hat. Daraus folgt dann
aber weiter., dafl unter der aus der "VerduBerung entstehen-
den Forderung" in der Klausel der Ahspruch auf die gesamte
Verglitung zu verstehen ist, in der bel Werklieferungsver-

‘ trégen also der Wert der Ware, der Geschéftsgewinn und das
~Entgelt fir die Arbeit als solche enthalten ist. DaB die
typischen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen der Beklagten

;eﬁtgegen der Ansioht des Berufungsgerichts in dieser Weise
auszulegen sind, ergibt vor allem auch der SchluBabsatz

der Ziff 14. In ihm ist bestimmt, daB die Beklagte, wenn
der Wert der ihr gegebenen Sicherunger. ihre Lieferungs-
forderungen insgesamt um mehr als 20 % iibersteigt, auf Ver-
langen des Kiufers insoweit zur Ruckibertragung verpflichfet
ist. Diese Bestimmung setzt vorauvs, dafl die Abtretung nicht

nur in Hohe d es Wertes der Vorbchaltsware erfolgen kann,
sondern der ganzen Verglitung, die dem Vorbehaltskdufer ge-
gen den Besteller auf Grund des mit dlesem geschlossenen

Werklieferungsvertrages zusteht. Das Berufungsgericht hat
im AnschluB an das Reichsgericht (RGZ 155, 32) die Annahme
einer Vollabtretung, insbesondere unter Berilicksichtigung
wirtschaftlicher Gesiéhtspunkte nicht fir mdglich erachtet.

- Die vom Berufungsgericht ausgesprochenen Bedenken kdnnten
_berechtigt seiny wenn die Bestimmungen des SchluBabsatzes




der Ziff 74 nicht geT“cffen worden wdren. Sie werden aber
gerade durch die in jenem Sch“uBabsatz enthaltenen Ab- ,
machungen, die den berechtigten Belangen beider Partelen
Rechnung tra en. ausgerdumt. Wenn die Bestimmung des Schlu
absatzes der Ziff 14 geniigend beruck csichtigt w1rd? S0 er-
-gibt sich auch .dafBl die Vorausabtretunv den Kaufer der Vo
behaltswaren in seiner wirtschaftl lchen BevegungSLrelhelt
nicht UbermdfBig beschrankt und daB die typlschen Abmachung
an sich nicht gegen § 138 BGB verstoBen, Es entfallt aber
auch das Bedenken,des Reichsgerichts (RGZ 155,%2), daB ein
im Verh#ltnis zum Lieferwert unverh 1iltnismdBig hohe Abtre-
tung Platz greifen konne. Aus dieser tuslegung der typlsch
Urkunde auf cbjekfiver Grundlage ergibt sich, auf den vor
liegenden Fall bezcgen, folgendes: Der zwischen der Beklag
ten und SYy® Seschlcssene Vertrag ist rechtsgiltig; denﬂ
besondere Umsténde, die eine Nichtigkeit aus § 138 BGB hgt
bewirken kdnnen. sind dem vom Berufungsgericht festgestell
Sachverhalt nich?t zu entnchmen S{mumm hat 1er Beklagten f
ner im voraus seinen ’nspruch gegen KB auf den gan
nit. diesem ausgemachten Festpreis von 23%.799,92 DM abgetre-}
ten, sowelt er zur Zeit der Vorausabtretung an die Bek*agté
noch nicht beglichen war, alsc in Hohe der damals noch offéi
stehenden Forderung von 21.399,92 DM (23.799,92 DM abziiglicH
der zuver gezahlten 2.400 Dilj. Ist dem aber so, so ist die'
abgetretene Forderung genligend bestimmt und bestehen gegen
die Rechtswirksamkeit der Abtretung also auch inéoweit keiﬁl
Bedenken. Daraus ergibt sich weiter, daB die zeitlich spétef

erfolgte Abtretung der Forderung S| seger KNG

in HShe von 1.000 DM an die Kligerin ins Leere fiel und

daBl die Kl&gerin alsc keinen Anspruch auf die hintefiegte

-14-




Summe hat.

_Die Tatsache. daB das Hochbauamt, nachdem S| seine
volle Forderung gegen K_ bereits an die Beklagte ab-
getreten hatte, flir Rechnung KWllJEEER -» S noch Zah-
lungen in Hohe von 12.000 DM geleistet hat, kann die Anspriiche
der Béklagten nicht beriihren; denn dafir, dall die Beklagte et~
wa SR bvevcllmdchtigt gehabt habe. die Zahlungen fiir sie in

‘,AnSpruch nehmen. ergebven die tatsichlichen Feststellungen des

Berufungsgerichts nichts, Die Klédgerin hat eine solche Be-

hauptung auch selbst nicht aufgestellt. Scheidet aber eine

solche Bevollmichtigung aus, so féhlt es an einer Rechtsgrund-
lage dafiir, daB die Beklagte sich diese Zahlungen anrechnen
lassen miBte. Die dem entgegenstehende Rechtsauffassung des

Berufungsgerichts ist rechisirrig.

Nach alledem ist die Revision der Beklagten gerecht-
fertigt und war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung berunt auf § 91 7zPO.

Lindenmaier ‘Heidenhain Schmidt -
Wilde ' Renkard




	Im Namen des.V

	& Co, In Hai (alleiniger Inhaber Rolf H'

	gegen

	die Offene Handelsgesellschaft R in HaitfiBl. HeMBBBstraße

	& R e

	Klägerin und Revisicnsbeklagte.. - Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.. M|

	jo

	/fb

	4°

	sfb


	/ft>

	yfo


